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V erklindet
am23o Oktober 1957

Justizobersekretär 
als Urkundsbeanrter der 
Geschäftsstelle

2364 087

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

der Firma PI 
RflBstraße 
hard SI

■Zementwerke AG in Hl 
t9 vertreten durch den Vorstand Dr 
und Prof» Pr« Kurt ScMUM

Ehr-

BeklagtenfBerufungsklägerin, Wider­
klägerin und Revisionsklägerin,

- ProzeßbeVollmachtigters Rechtsanwalt

gegen

den Gärtnereibesitzer AlbrechtIstraße in Ntffr

Kläger, Borufungsbeklagten, Wider 
beklagten und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der V» Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 23« Oktober 1957 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Dr« Tasche und der Bun­
desrichter Schuster, Br» Oeclißler, Br» Piepenbrock und 
Br» Prei'tag

für Recht erkannt?
Auf die Revision der Beklagten wird das Ur­

teil des 4c Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Stuttgart vom 28» September 1955 im Kostenpunkt 
und insoweit aufgehoben, als darin die Widerklage 
der Beklagten auf Feststellung abgewiesen wurde, 
dai* den Klüger für die Reinigung der Glasdächer

/



seiner Gärtnerei für die Jahre 1951 bis 1953 ein 
höherer Betrag als 1..156,80 BK nicht zustehe. In­
soweit wird die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückver-1 
wies eile

In übrigen wird die Hevision der Beklagten zu- 
rückgewi esen,

Die Entscheidung über die Kosten des Revisions­
verfahrens wird dem Bex’ufungsgericht übertragen«

Von Rechts wegen
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Tat'bestand?

Beide Parteien haben Betriebe in einer
Stadt mit etwa 16 000 Einwohnern, von denen etwa 4 000 
in der Industrie tätig sind» Der Kläger betreibt im Nord­
westteil der Stadt eine Gärtnerei, die Beklagte im Süd­
westteil ein gewerblich genehmigtes Zementwerk« Dieses 
liegt etwa 1 000 m südwestlich von der Gärtnerei des Klä­
gers» Pio Gärtnerei besteht neben Freilandflächen aus Ge­
wächshäusern und Frühbeeten. Diese haben eine Glasdachflä­
che von 1 160 qm» Das Zementwerk der Beklagten besteht 
seit 1872: Ursprünglich stand es etwa 2 km von 
entfernt» Insbesondere seit 1898 vergrößerte es sich er­
heblich: Derzeit werden dort 353 Arbeiter und Angestellte 
beschäftigte Das Werk ist mit 5 Drehöfen, einem Schacht­
ofen und 2 Schornsteinen von 58,5 und 70 m Höhe ausgestat­
tet und besitzt die zur Zeit modernsten Entstaubungsanlagenv

Von jeher beschwerten sich die Gärtner in iiflPHRHk 
über die von Zementwerk ausgehenden Staübeinwirkungen« Jah­
re hindurch ließ die Beklagte auf ihre Kosten die Fenster 
der Gärtnereien reinigen» Später bezahlte sie stattdessen 
an die Gärtner eine Barvergütung, das letzte Llal im Jahre 
1949» Damals zahlte sie im 'Zusammenhang mit der Erneuerung 
ihrer Entstaubungsanlagen an 10 Gärtner, darun­
ter den Kläger, "ohne Anerkennung einer Rechtspflicht" für 
sämtliche in der Vergangenheit durch das Zementwerk ent­
standenen Staubschäden insgesamt 2 000 M o  Davon entfiel 
auf den Kläger ein Teilbetrag von 278 DK* Seither hat die 
Beklagte keine Entschädigung mehr geleistet und dies damit 
begründet, du? ihre unter hohen Kosten eingebaute neue Ent­
staubungsanlage so gut sei, daß überhaupt keine Staubschä- 
den mehr entstehen könnten«
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Der Kläger macht geltend? von dem Zementwerk der Be­
klagten gehe immer noch eine dauernde erhebliche Staubein­
wirkung aus? unter der besonders sein Gärtnereibetrieb zu 
leiden habe»

Er hat Klage erhoben mit dem Antrag,
die Beklagte zur Zahlung von 1 15680 DK nebst 
5 $ Zinsen hieraxis seit 1 »6,1953 zu verurteilen«,

Dieser Betrag errechnet sich wie folgtt Durch den von 
dem Betrieb der Beklagten herkommenden Zementstaub würden 
die Glasdächer seiner Gewächshäuser und Frühbeete mit einem 
dichten Zementstaubbelag überzogen, der die Bichtdurchläs- 
sigkeit der Scheiben stark herabsetze und das Wachstum der 
flaruntei* befindlichen Pflanzen hemme. Er müsse daher min­
destens viermal jährlich die Glasdächer mit Salzsäure reini­
gen lassen, wt-hrend unter gewöhnlichen umständen solche 
C-lasfenster durch den Regen gereinigt würden* mit dem eingc- 
klagten Betrag mache er zunächst den Aufwand geltend, der 
durch zwei zusätzliche Reinigungen im Jahre 1951 einschließ­
lich der dadurch bedingten vermehrten Ausbesserungen (Ver­
glas en, Verkitten) und eines vermehrten Verbrauchs von Glas 
und Rahmen entstanden sei, Hilfsweise werde die Klagforderung 
auf die in gleicher Höhe in de;i Jahren 1952 und 1953 ent­
standenen Kosten für Fensterreinigungen-im gleichen Umfang 
gestützt. Sein Gesantschaden sei übrigens wesentlich ftoher? 
da auch diese Reinigungen nur eine beschränkte Abhilfe bräch­
ten und da Gemüse und Blumen, Ziersträucher und ähnliche 
Gewächse im Freiland durch die Verstaubung unansehnlich und 
deshalb schwerer verkäuflich würden.

Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt



- 4 -

Das Landgericht hat dem Klagantrag stattgegeben, da­
bei den verlangten Zinssatz von 5 auf 4 herabgesetzt und 
die übersteigende Zinsforderung abgewiesen.»

Die Beklagte hat Berufung eingelegt und beantragt?un­
ter Abänderung des Urteils des Landgerichts die Klage abzu- 
v,'eisen. Sie hat weiter widerklagend die Feststellung begehrt?

daß dem Kläger über die geltendgenachte Forderung 
von 1 156,80 DH hinaus gegen sie weder Ansprüche 
für die Vergangenheit noch für die Zukunft zustün- 
den«

Der Kläger hat Zurückweisung der Berufung und der Wi­
derklage beantragto

Das Oberlandesgericht hat die Berufung der Beklagten 
imber gleichzeitiger Abweisung der Widerklage als unbegrün­
det zuriickgewiesen«

Kit der Revision verfolgt die Beklagte ihre in der Be­
rufungsinstanz gestellten Anträge weiter« Hilfsweise bean­
tragt sie Aufhebung des Berufungsurteils und Zurückverwei- 
eung der Bache, Der Kläger beantragt Zurückweisung der Re­
vision.

Ent s chei dungsgründe s 

I, Das Berufungsgericht führt aus %

1, Der Anspruch des Klägers finde seine Stütze in § 26 
GewO* Das Zementwerk der Beklagten stelle eine Anlage im Sin­
ne des § 1 6 GewO dar« Es sei mit den derzeit besten Entstau-



bungsanlagen ausgesbattet * Diese genügten aber nicht, um Ze­
ment staub einwirkungen auf die Gärtnerei des Klägers auszu­
schließen, llach dem Schreiben des Vereins Deutscher Zement­
werke eJ, von 6 Dezember 1954 betrage der Staubauswurf aus 
den üfenanlagen beim 7,'erk lediglich 0,65 jS* Da­
nach würden von .je 150 to hergestellten Zements rund 1 to 
als Staub aus den üfen entweichen ohne den sonst aus dem 
Werk entweichenden Zementstaub, Weil das Zementwerk gewerb­
lich genehmigt sei, körnig der Kläger nur Schadloslialtung 
verlangen und nur dann, wenn die von dem Werk der Beklagten 
ausgehenden Zerneutstaubeinwirkungen auf seine Gärtnerei über 
das Hab dessen hinaus gingen, was ein Eigentümer nach § 906 
BGB hinnehmen müsse.* Danach müsse der Kläger eine Einwir­
kung dulden; die die Benutzung seiner Gärtnerei nicht oder 
nur unwesentlich beeinträchtige oder die durch eine nach 
den örtlichen Verhältnissen gewöhnliche Benutzung des Ze­
mentwerks herbeigeführt würdec

Die Gärtnerei des Klägers werde durch den von dem 
WeWt der Beklagten ausgehenden Zementstaub wesentlich beein­
trächtigt: Schon nach dem Augenschein an 31« August 1953 
und am 30* Hovember 1953 habe nicht zweifeihaft sein können, 
daß der graue Belag auf sämtlichen Glasdächern und Ereiland- 
pflausen der Gärtnerei im wesentlichen nur aus dem Zement­
werk der Beklagten habe stammen können, und dies sei 'durch 
das GuLachten des Chem, Untersuchungsamts Stuttgart vom 
5- Oktober 1955 zur Gewißheit erhärtet wordene Es bedürfe 
daher keiner Einholung eines Obergutachtens zu dieser Erage 
mehr«*

Auf Grund des Augenscheins und des Gutachtens des In­
stituts ft*-» Obstbau und Gemüsebau der Landwirtschaftlichen
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Hochschule in Hohenheim von 12- Oktober 1955 sei bewiesen, 
daß der Schmutzbelag auf den Fenstern das Eindringen des 
Tages- und Sonnenlichts durch die Scheiben verhindere- Die 
dadurch auftretenden Wachstumshinderungen könnten nur dann 
vermindert werden» wenn in den Monaten Oktober bis Mai alle 
4 bis 6 Wochen eine Reinigung der Glasdächer vorgenommen 
werde« Selbst dann bleibe aber eine gewisse Wachstumsbe­
hinderung bestehen» da die mit einer Salzsäurelösung ge­
reinigten Scheiben etwa 25 i» weniger licht durchließen als völlig 
saubere Scheiben- Die Zement Staubablagerungen seien also nicht 
wachstumfordernd- sondern führten zu einer Wertminderung der 
Freilandkulturen und durch die Lichtverluste zu einer Beein­
trächtigung der ünterglaskulturen* Dieser schädliche an Fen­
stern und Pflanzen festhaftende Jelag sei nur auf das Zusam­
mentreffen von Zementstaub mit anderen Staubteilen in Ver­
bindung mit atmosphärischen Einflüssen zurückzuführen. Der 
Zementstaub rühre aber nur aus dem Werk der Beklagten her- 
Ein anderes Zementwerk gäbe es weder in der engeren noch 
in einer ln Betracht kommenden weiteren Umgebung von Nür­
tingen-

Um die erheblichen Beeinträchtigungen durch den Ze­
mentstaub zu verringern und eine ernstliche Gefährdung 
der wirtschaftlichen Nutzung des Betriebes des Klägers 
- der ebenso Daseinsberechtigung habe wie der Betrieb der 
Beklagten - zu verhindern, sei mindestens eine regelmäs­
sige Heinigung der Glasscheiben der Gärtnerei erforderlich» 
Ohne Gewäcnshäueer und Unterglasanlagen sei der Betrieb einer 
Gärtnerei undenkbar-

Die Revision macht demgegenüber geltend, die Beklag­
te beeinträchtige die Gärtnerei des Klägers nicht wesentlich-



a) Sie sieht in der Feststellung* daß eine Beeinträch­
tigung der Gärtnerei durch die vom Werk der Beklagten ausge­
henden Immissionen vorliege, einen Widerspruch mit der wei­
teren Ausführung, daß der schädliche Belag an Fenstern und 
Pflanzen in der Gärtnerei des Klägers auf das Zusammentref­
fen von Zementstaub mit anderen Staubteilen in Verbindung 
mit den atmosphärischen Einflüssen zurüokzuführen sei«

Ein V/iderspruch liege aber nicht vor» Gewöhnliche 
Staubteile und atmosphärische Einflüsse, d.ho eine mehr 
oder weniger große Feuchtigkeit der Luft und Niederschläge 
in der Form von liegen oder Schnee gibt es in Mitteleuropa 
überall o Y/enn nun unter diesen Verhältnissen nur bei dem 
Ilinzutreten von Zementstaub ein schädlicher Belag entsteht, 
so ist dieser Staub als entscheidende Ursache der 3eloge 
anzusehenc

«•

i

Die Revision macht weiter geltend?

b) Das Berufungsgericht habe die Darlegungen der Be­
klagten nicht beachtet, daß durch den Flugstaub des Werks 
der Beklagten das Grundstück des IClägers nur unwesentlich 
beeinflußt werden könne, und habe das beantragte Obergut­
achten nicht erhoben» Das Berufungsgericht habe Unterlagen 
über die Zusammensetzung der Stäube des Werks und ein Schrei­
ben es Vereins Deutscher Zementwerke e,V» vom 6* Dezember 
1954 nicht berücksichtigt, daß im Werk ein Staub­
auswurf von 0,65 $ gemessen worden sei und daß das der nie­
drigste v«ert sei,, der bei frockendrehöfen überhaupt gefunden 
worden sei, **

c' Es seien die unter Angebot eines Sachverständigen-
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gutachtens aufgestellten Behauptungen nicht berücksichtigt 
worden, daß der weitaus größte Teil des Staubauswurfs aus den 
Kaminen des Werks das Grundstück des Klägers überfliegeo

d) Nijht berücksichtigt worden sei der Hinweis der Be­
klagten, der Sachverständige müsse auf Grund der von der Be­
klagten gemachten Angaben, der Höhe der Kamine und der mo­
natlichen Produktion des Werks feststellen, welche Staub­
menge auf 100 qm im Monat niedergeschlagen werde und daß 
sich daraus ergeben werde, daß - wenn überhaupt - nur ganz 
geringe Mengen Zementstaub der Gärtnerei des Klägers zugeführt 
würden P

e) Es sei auch der Hinweis der Beklagten auf einen Auf­
satz im Bundesarbeitsblatt (1954 Heft 10 S 40) nicht beachtet 
worden, daß ein für Staubfragen maßgebender Sachverständiger 
die Auffassung vertrete, in 'Wohngebieten könne ein Flugstaub- 
niederschlag für die Machbarschaft nicht mähr als zumutbar 
bezeichnet werden, wenn monatlich mehr als 3 kg auf je 100 qm 
niedergeschlagen würden, und daß das beantragte Obergutachten 
zeigen würde, daf$ die erwähnte Staubmenge im Bereich der 
Gärtnerei des Klägers nicht niedergeschlagen werde*

I) Bas Berufungsgericht hätte einen mit Staubfragen be­
traue en Sachverständigen hören sollen; denn es bestünden be­
gründete Zweifel, ob das Gericht die erforderliche Sachkunde 
gehabt habe, die die Vernehmung des Sachverständigen unnötig 
gemacht habe.

g) Mit der Feststellung des Berufungsgerichts, das ^erk 
Nürtingen der Beklagte« besitze die zur Zeit modernsten Ent­
staubungsanlagen, sei es schlechterdings unvereinbar, daß 
die Gärtnerei des Klägers durch Zementstaub aus dem Werk der 
Beklagten wesentlich beeinträchtigt werde *
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h) Die durch Antrag auf Sachverständigenbeweis und Hin­
weis auf eins Entscheidung des Landgerichts in Halle vom 20*. 
Januar 1937 (2 0 4 32/35) gestützte Behauptung der Beklagt ex!, 
dai3 jeder Gärtner alljährlich seine Fenster vor Anlegung 
der "-ulturen reinigen müsse, sei nicht beachtet worden«,

Alle diese Einwendungen können keinen Erfolg haben*

Das Berufungsgericht hat auf Grund des Augenscheins 
und des Gutachtens von Sachverständigen festgestellt, daß 
jedenfalls so viel Zementstaub aus dem V/erk der Beklagten 
auf die Glasscheiben der Gärtnerei des Klägers gelangt, daß 
dadurch ein Belag entsteht, der das Eindringen des Tages­
und Sonnenlichts verhindert oder doch erschwert, so daß 
in einem großen Teil des Jahres zur Verhinderung erhebli- 
cner Schäden durch WachstumsStörungen eine häufigere Reini­
gung der Fensterscheiben nötig ist-c- Gegenüber dieser Fest­
stellung ist cs unwesentlich, ob der Staubauswurf des Werks 
nur 0,65 $ der gesamten Ofenleistung beträgt und ob dies 
der geringste bisher bei Trockendrehöfen gefundene Wert 
ist, ebenso ob der größere Teil des Staubauswurfs unter 
günstigen Witterungsverhältnissen das Grundstück des Klä­
gers überfliegt und ob nur objektiv geringe Zementstaub­
mengen der Gärtnerei des Klägers zugeführt würden«

Daß sich das Berufungsgericht mit dem von der Beklag­
ten angezogenen Aufsatz des Obergewerberates im Bun­
desarbeitsblatt (1954 Sondernummer 10 S 40) nicht näher aus­
einandergesetzt hat, kann ihm schon deshalb nicht zum Vor­
wurf gemacht werden, weil dieser Aufsatz sich ganz allgemein 
mit Staube rieht besonders mit Zementstaub, und seiner Ein­
wirkung auf Wohngebiete befaßt; es kann daraus nicht entnom­
men werden., unter welchen Verhältnissen gerade Zementstaub 
für Gärtnereien untragbar ist«.
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Inwiefern die Feststellung, daß das Werk die
zur Zeit modernsten Entstaubungsanlagen besitze, mit der An­
nahme unvereinbar sein soll, daß die Gärtnerei des Klägers 
durch Zement staub aus dem Werk der Beklagten wesentlich be­
einträchtigt werde, ist nicht ersichtlich, Es ist sehr wohl 
möglich* daß auch die zur Zeit modernste Entstaubungsanlage 
nicht ausreicht, um größere Staubschäden zu vermeiden« Der 
Darlegung, daß jeder Gärtner alljährlich seine Fenster vor 
Anlegung der Kulturen reinigen lassen müsse, steht die Fest­
stellung nicht entgegen, daß im Betrieb des Klägers mehr­
mals jährlich eine Reinigung dieser Fenster notwendig ist. 
und es wird ja nur Ersatz für die weiteren Reinigungshand­
lungen vcrlrngt-

2 Das Berufungsgericht hat weiter ausgeführte

Die Benutzung des Zementwerks sei auch nicht ortsüb­
lich. Dabei komme es nicht darauf an, da.*-, das Werk der Beklag­
ten schon lange, nämlich seit 1872, bestehe$ maßgebend seien 
allein die jetzigen Verhältnisse.

Ortsüblichkeit setze in der Regel die gleichartige Be­
nutzung einer ilehrheit von Grundstücken in demselben als Ver­
gleichsgebiet geeigneten Raum voraus. Eine Ortsüblichkeit in 
diesen: Sinne könne nicht feetgestellt werden. habe
zv/ar eine Reihe größerer Industriewerke, aber nur ein Zement­
werk, das der Beklagten, Daß andere dem Zementstaub ähnliche 
Industrieimmissionen vorhanden seien, sei nicht dargetan. 
Dampf, Rauch, Ruß könne dem Zementstaub nicht als ähnlich 
gleichgeordnet werden. Worin eine ähnliche Immission gesehen 
werden solle, habe die Beklagte selbst nicht sagen können. Das 
wäre aber erforderlich gewesen, um die Einholung eines Sach- 
verständigengutachtens über das Vorhandensein ähnlicher Immis­
sion er< zu recbüfertigen.
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Das seit über 80 Jahren bestehende Werk der Beklagten 
sei auch nicht von so großer Ausdehnung und von der großen

einer Zementindustriegegend aufdrücke und deshalb die Zement­
staub einwirkung als gewöhnlich erscheinen ließe. Das Zement-

ternehmen und eine wichtige Einnahmequelle. Doch stellten 
die 353 Arbeiter und Angestellten noch nicht einmal den

Dem Kläger könne das entschädigungslose Dulden der Ze- 
mentstaubeinwirkung auch nicht deshalb zugemutet werden, weil 
ein großer Teil der J.ürtinger Bevölkerung seit Jahrzehnten die 
Zementablagerungen auf ihren Hausdächern und sonst in Kauf 
nehme. Daraus könne nur gefolgert werden, daß kleinere, keine 
besonderen Abwehrnaßnahmen und keine größeren Schäden verur­
sachenden Zementstaubeinwirkungen entschädigungslos hingenom­
men werden mußten: Der Schaden, der den Gärtnern durch die 
Staubimmissio.nen entstehe, gehe über das »laß dessen hinaus,- 
was ihnen zumutbar sei und was sie selbst tragen müßten. Das 
habe früher auch die Beklagte erkanntdenn sie habe jahre­
lang die Fenster der Gärtnereien auf ihre Kosten reinigen ^
lassen und später Barvergütungen an die Gärtner ausbezahlt.
Wenn sie im Jahre 1949 die ^ntschädigungsleistungen mit der 
Begründung eingestellt habe, bei der Güte ihrer neuen Ent­
staubungsanlagen könnten überhaupt keine ötaubschäden mehr 
entstellen, so habe sie dafür den Beweis nicht erbringen kön­
nen ,

a) Die Revision macht geltend, das Berufungsgericht habe 
den Begriff der Ortoüblichkeit verkannt. Es habe den vom Reichs­
gericht (Gruchots Beiträge Band 55? 105) aufgestellten und seit-

Bedeutung für. daß es der Landschaft den Charakter

werk sei zwar für R und Umgebung ein wichtiges Un-

zehnter. Teil der in der Industrie tätigen N dar
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her festgehaltenen Grundsatz nicht beachtet, daß der Umstand, 
daß es in einem Ort an geeigneten VergleichsObjekten fehle, 
nicht dazu führen dürfe, einem einzelnen bedeutenden Industrie­
werk den sich aus § 906 BGB ergebenden Schutz zu versagen« Es 
sei deshalb gerechtfertigt, Uber den Ort des bekämpften Unter­
nehmens hinaus zu gehen und es hätte über die Frage der Orts- 
üblichkeit ein Sachverständigengutachten eingeholt werden müs­
sen« Bas Berufungsgericht habe auch seine Fragepflicht ver­
letzt, Auf seine entsprechende Frage hätte die Beklagte die 
Einholung eines Sachverständigengutachtens darüber beantragt, 
daß Zementwerke von der Größe des l ä W H H ^ r  Werks im Verhält­
nis zu einer Stadt von der Größe ihrer Umgebung den
Charakter einer Industrielandschaft verliehen.

Diese Einwendungen sind nicht begründet. Das Reichsge­
richt hat in der von der Revision angezogenen Entscheidung 
(RG Gruchot 55 - "05; 108}, auf die auch der erkennende Senat 
in einem ähnlich gelagerten Fall (BGHZ 15, 146, 149) hingewie­
sen hat, ausdrücklich ausgesprochen, daß auch bei größeren in­
dustriellen Unternehmungen nicht von jeder Vergleichung mit 
der Benutzungsweise anderer Grundstücke abgesehen werden könne, 
sondern dai3 es nur gerechtfertigt sei, bei der Heranziehung von 
Vergleichsobjekten über den Ort des Unternehmens hinaus zu ge­
hen und daß auf das Maß von Einwirkungen zu sehen sei, das von 
anderen Grundstücken ausgehe, die in einem engeren oder weite­
ren Umkreis gelegen seien und in gleicher Weise benutzt wür­
den, Das Berufungsgericht hat nun festgestellt, daß das Werk 
der Beklagten der einzige Betrieb in in seiner en­
geren sov/ie in der in Betracht kommenden weiteren Umgebung sei, 
von dem aus Zementstaub in benachbarte Grundstücke eindringe, 
und daß aie Beklagte nicht dargelegt habe, daß von anderen Wer­
ken eine Immission ähnlich schädlicher Stoffe ausgehe, Das hät­
te die Beklagte aber unter Bezeichnung des betreffenden Werks
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und der in Frage kommenden Art der Immission behaupten müs­
sen, v/obei vielleicht auch auf Werke in der weiteren Umgebung 
von hätte hingewiesen werden können» Das bloße An­
gebot eines Sachverständigenbeweises genügt jedoch nicht»

Das Berufungsgericht brauchte auch kein Sachverstän­
digengutachten darüber einzuholen, ob Zementwerke von der 
Größe des Y/erks der Beklagten ihrer Umgebung den Charakter 
einer Industrielandschaft verleihen. Dies festzustellen ist 
nicht Aufgabe eines Sachverständigen, sondern Sache des Ge­
richts; und dieses hat, ohne daß ein Rechtsverstoß ersicht­
lich wäre, diese Frage unter Würdigung der Verhältnisse von 
^ W H H V >verneint. Es ist auch falsch, wenn die Beklagte 
unter Beweis steilen will, daß bei allen Arten von Zement­
fabrikation ein Staubauswurf von 3 # der Klinkerproduktion 
als "ortsüblich’* anzusehen sei. Es mag sein, daß ein Staub­
auswurf in dieser Stärke bei allen Zementfabriken "üblich" 
i3t; damit ist aber nicht gesagt, daß überall da, wo Zement 
fabriziert wird, es "ortsüblich" ist, daß sich dieser Staub 
über die Nachbarschaft ergießt» Sonst wäre ja jede Belästigung 
durch eine Fabrik, die den technischen Gegebenheiten einer Fa­
brikationsweise entspricht, ohne Rücksicht darauf ortsüblich, 
in welcher Umgebung die Fabrikation betrieben wird»

b) Die Revision meint, das Berufungsgericht habe auch 
im übrigen den Begriff der Ortsüblichkeit verkannt. Sie 
stützt sich darauf, daß es dabei auf die Loge des beeinträch­
tigenden Grundstücks und weder ausschließlich noch entschei­
dend auf das betroffene Grundstück ankomme. Im Gegensatz zu 
der Auffassung der Revision ist aber nicht ersichtlich, daß 
das Berufungsgericht von einer anderen Auffassung ausgegangen 
sei „ Wenn es erörtert , was dem Kläger und den Gärtnern zuzu- 
muten sei, so handelt es sich darum, in welchem Maß die Be­
nutzung des klägerischen Grundstücks durch Zementstaub beein­
trächtigt wird»
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Die Revision hebt ferner hervor, es hätte auch die im 
Kreis ortsansäßige Industrie berücksichtigt werden
müssen, die allein 14 Betriebe der Industriegruppe Steine 
und Erden aufTcise«. Uaßgebend ist aber, ob von diesen Betrie­
ben gerade Zements taub ausgeht, der den Schaden beim Kläger 
verursacht, und darüber ist der Angabe über die Betriebe 
nachts zu entnehmen, Das Berufungsgericht sagt gerade, daß 
darüber nichts dargetan sei,

c) Die Revision rügt ferner, daß das Berufungsgericht 
die Hinweise der Beklagten für unerheblich gehalten habe, das 
Zementwerk sei schon 1872 errichtet worden und ein großer 
Teil der Bevölkerung habe seit Jahrzehnten die
Zementablagerungen auf ihren Housdächern oder sonst in Kauf 
genommen\ gerade diese jahrzehntelange Passivität der Be­
völkerung hätte zu einer Bejahung der Ortsüblichkeit führen 
müssen.

Auch diese Hinwendungen können keinen Erfölg haben. 
Grundsätzlich kommt es nicht auf die früheren Verhältnisse 
an, etwa darauf, welche Benützungsart die ältere ist, son­
dern allein auf die jetzige Sachlage«, Der Gedanke der sogen* 
Pi*ävention ist, von besonderen Ausnahmen abgesehen, abzuleh­
nen (BGIlZ 15, H6, 148), Es können auch aus der Passivität 
der Bevölkerung von K f l H I H B  ganzen keine Folgerungen 
gezogen werden. Der Fall liegt insoweit anders als in der 
von der Revision angezogenen Entscheidung (RG in JW 1909; 50) 
Dort handelt es sich um Störungen durch Geräusche, die für 
alle Umwohner im wesentlichen gleich unangenehm sind. Hier 
wird über eine Belästigung geklagt, die nur für einzelne Ge­
werbebetriebe, insbesondere für Gärtner, von erheblichem Nach 
■lei.l istj während ein Zementbelag auf Hausdächern keine nen­
nenswerte Beeinträchtigung darstellt.
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Darauf, daß die Gärtner bisher nicht klageweise gegen 
die Beklagte vorgegangen sind, kann sich die Beklagte nicht 
berufene Denn sie hat ja die Gärtner, die sich seit jeher 
über die Staubeinwirkung beschwerten, dadurch zufriedenge­
stellt, daß sie bis 1949 die Reinigung der Fenster übernahm 
oder eine Barvergütung bezahlte,. Ob dies ausdrücklich ohne 
Anerkennung einer Hechtspflicht geschah, ist für die Frage 
gleichgültig, ob durch Unterlassung einer gerichtlichen Kla­
ge diese Immission ortsüblich geworden ist» Denn schon der 
Umstand, daß die Gärtner tatsächlich zufriedengestellt wur­
den, nahm ihnen den Anlaß, schon früher eine Klage zu erheben»

3» Die Revision führt weiter aus, der Kläger könne 
sich aucn nicht auf die in der Rechtsprechung aus § 242 BGB 
entwickelten Ansprüche aus nachbarlichem GemeinschaftsVerhält­
nis berufen- Darauf hat das Berufungsgericht seine Entschei­
dung auch nicht gestützt„ Auf diesen Gedanken wird im wesent­
lichen in den Fällen zurückzugreifen sein, in denen die Be­
nützung der Grundstücke für Industrie oder Bergbau ortsüblich 
ist, aber auch erhebliche landwirtschaftliche Betriebe vorhan­
den sind, die hier:.ihre natürlichen Lebensbedingungen finden 
und nun in Gefahr stehen, zum Erliegen zu kommen (RGZ 154, 161, 
165).

II. Das Berufungsgericht hat daher ohne Rechtsirrtum die 
Voraussetzungen des § 906 BGB verneint» Es hat weiter ausge­
führt s

Dem Kläger sei nur der über das zumutbare Maß hinausge- 
liende Schaden von der Beklagten zu ersetzen» Dieser Einschrän­
kung des Schadensersatzanspruche habe der Kläger dadurch zur 
Genüge Rechnung getragen, daß er nur den Aufwand für das Rei­
nigen der Fenster unu auch hier nur den Ersatz für zwei Rei-
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nigungen ira Johre verlange», Es könne - auf Grund der Aussagen 
der Zeugin P a U B ,  der Feststellungen beim Augenschein am 
31- August 1953 und des Gutachtens der Landwirtschaftlichen 
Hochschule Hohenheim vom 12» Oktober 1953 - unbedenklich davon 
ausgegangen werden, daß mindestens vier Reinigungen im Jahr 
notwendig seien, un den “Jnterglaspflanzeh den unbedingt er­
forderlichen Lichteintritt zu sichern*

Ob die vom Landgericht geschätzten Kosten von 300 EM 
für» Meine einmalige Reinigung der 1 160 qm großen Glasflä­
che sich halten ließen, könne dahingestellt bleiben* Der Klag­
anspruch sei aber der Höhe nach begründet- Für die Vorreini­
gung einer Scheibe von 1,12 x 1,44 m benötigten zwei Arbeiter 
2 Minuten und da die Scheiben vor der Reinigung herausgenom- 
men, dann an die Reinigungsstelle gebracht, nach der Vorrei­
nigung abgelegt, später nachgereinigt und zuletzt an ihren al­
ten Platz eingesetzt werden müßten, die Arbeiter auch mit 
nachlassender Geschwindigkeit die Reinigung der 1 160 qm Vor­
nahmen, erscheine es gerechtfertigt, eine Zeitdauer für zwei 
kann von 5 Minuten anzusetzen, also für 1 160 qm eine Gesamt­
zeit von 7 205 Minuten., also rund 120 Stunden* Werde Putzge­
rät, Salzsäure, eine gewisse Bruchgefalir der Scheiben und eine 
vermehrte Abschreibung dazugerechnet, so sei der Klaganspruch 
des Klägers nach der Haupt- und liilfsbe^ründung der Höhe nach 
ohne weiteres gegeben*

Die Haupt- und Hilfsbegründung des Klägers sei dahin zu 
verstehen, daß?falls Zweifel an der Berechtigung der Klag- 
sumne für das -'anr 1951 bestünden, der Kläger diese auch noch 
mit seinen Ansprüchen für die Jahre 1952 und 1953 unterbauen 
wolle, um die Entscheidung über die Schadensersatzpflicht 
nicht durch langwierige Beweiserhebungen über die tatsächli-



dien Reinigungskosten za verzögern« Daß die Kosten für je 
zwei Reinigungen in den Jahren 1951 bis 1955? also für sechs 
Reinigungen., die Klagforderung überstiegen, sei offensicht­
lich. Dam.it erübrige sich in diesem Verfahren eine Beweisauf­
nahme zur eindeutigen Klärung der Kosten der Reinigung«

Die Widerklage der Beklagten auf Feststellung, daß dem 
Kläger Liber den Betrag von 1 156>80 DM hinaus keine Ansprüche 
mehr weder für die Vergangenheit noch für die Zukunft zustün­
den, sei als sachdienlich nach § 529 Abs. 4 ZPO zuzulassen 
gewesen. Aus den bisherigen Ausführungen ergebe sich aber, 
daß sie unbegründet sei«

Die Revision macht im Hinblick auf die Berechnung des 
Anspruchs geltend, daß das Berufungsurteil schon aus pro­
zessualen Gründen aufgehoben werden müsse.

1. Der Rechtsstreit sei schon für die Klage nicht zur 
Entscheidung reif gewesen« Die' Klagforderung sei unvollständig 
und das Urteil stelle keine geeignete Grundlage für eine künf­
tige materielle Rechtskraft dar« Es sei nicht ausgesprochen, 
welcher Teil der Urteilssumme sich auf die Schäden für 1951? 
1952 und 1953 beziehe«

Dieser Einv.and ist nicht richtig. Der Kläger hat von 
Anfang an geltend gemacht? daß er von dem viel größeren Ge­
samtschaden vorerst nur den Betrag von 1 156,80 DM geltend 
machte« Dieser Betrag stelle die Kosten für zwei Reinigungen 
jährlich dar? und zwar für das Jahr 1951« Hilfsweise solle die 
IClagforderung auf den 1952 und 1953 in gleicher Höhe entstan­
denen Schaden gestützt werden«
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Das Landgericht hat die Kostenberechnung für übersetzt 
gehalten; es ging von 3CO DM für eine Reinigung aus, also 
von 600 DM im Jahr und kam zu dem Ergebnis, daß die einge­
klagte Summe begründet sei, da die Klage nicht nur auf den 
Schaden des Jahres 1951? sondern auch auf die folgenden Jahre 
gestützt sei«

Das Berufungsgericht läßt es dahingestellt, ob die Ko­
sten von 300 DM für eine einmalige Reinigung begründet sind.
Es legt die Haupt- und Hilfsbegründung dahin aus, daß, falls 
Zweifel an der Berechtigung der Klagsumme für 1951 bestünden? 
der Kläger diese auch noch mit seinen Ansprüchen auf Ersatz 
der Reinigungskosten für 1952 und 1953 unterbauen wolle. Es 
sei offensichtlich, daß die Kosten für sechs Reinigungen die 
Klagforderungen überstiegen. Daraus ergibt sich, daß das Be­
rufungsgericht den Klaganspruch dahin auslegt, daß der Klä­
ger für sechs Reinigungen den Teilbetrag von je 192.;80 DM 
geltend machen wollte und daß er in diesem Verfahren weder 
einen höheren Betrag für die Reinigung von 1951 bis 1953? 
noch sonstige Schäden' einklagen wollte. Bei dieser Ausle­
gung ist durchaus erkennbar, in welcher Höhe jeder der erho­
benen Ansprüche geltend gemacht wird. Es kann auch kein Zwei­
fel bestehen, wie weit die Rechtskraft des zugesprochenen 
Anspruchs reicht. Die Entscheidung Uber die zugesprochenen An­
sprüche schließt dabei die spätere Geltendmachung weiterer 
Ansprüche nicht aus,

2, Gegen die im Wege der Schätzung gewonnene Eestotel- 
lungr daß für sechs Reinigungen mindestens je 192,80 DM auf­
gewendet werden müßten, bestehen keine Bedenken,

3o Die Revision macht aber weiter geltend, auch die Ent­
scheidung über die Widerklage könne keine Grundlage für eine
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künftige materielle Rechtskraft schaffen; außerdem sei die 
sachliche Entscheidung zur Widerklage lediglich mit dem Hin­
weis auf die Stellungnahme zur Klage begründet., Das sei in 
Wirklichkeit keine Begründung, es liege daher ein Verstoß 
gegen § 551 Abs«. 1 Hr. 7 ZPO vor»

Dieser letzte Linwand ist nicht begründet» Durch den 
Hinweis auf die' Begründung zur Klage ist auch eine Begründung 
zur Widerklage gegeben worden, wobei es gleichgültig ist, ob 
die Begründung richtig ist oder die Entscheidung über die 
Widerklage zu tragen vermag»

Die Beklagte fühlt sich aber durch die Entscheidung über 
die Widerklage deshalb beschwert, weil ihr dadurch die ver­
langte rechtskräftige Feststellung entgehe, inwieweit die An­
sprüche des Klägers begründet seien, deren er sich in Höhe 
von 1 156,80 DH für jedes Jahr von Ende 1950 ab berühmt habe 
und weil die Beklagte eine Klarstellung über Grund und Höhe 
sämtlicher Immissionsansprüche des Klägers begehrt habe»
In der negativen Peatstellungsklage stecke hilfsweise das Be­
gehren auf eine eingeschränkte negative Feststellung» Dieser 
Klage sei insoweit stattzugeben, als die streitige Verpflich­
tung nicht bestehe, und sie könne nur für den weiteren Be­
trag abgewiesen werden.

Diese Einwendung erscheint teilweise begründet. Die 
Abweisung einer negativen Peststellungsklage als sachlich 
unbegründet bedeutet nach der Rechtsprechung des Reichsge­
richts in der Regel gleichzeitig die positive Feststellung 
des Hechts des Gegners, das mit der negativen Peststellungs­
klage bekämpft wurde. Das gilt jedenfalls dann, wenn es Ziel 
und Inhalu der negativen Feststellungsklage war, einem be­
stimmten Anspruch ontgegensutreten, den die Gegenpartei erho­
ben hat« Diese Regel gilt aber nicht, wenn die negative Pest-
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stellungsklage sich gegen einen der Höhe und der Art nach un­
bestimmt en Kehrauspruch richtet, den die Gegenpartei etwa 
noch erheben könnte, sei es, daß sie ihn sich in unbestimmter 
Form Vorbehalten hat oder daß die Beklagte sonst Anlaß hat, 
weitere noch nicht näner bezeichnete Ansprüche zu erwarten**
Der Umfang der Rechtskraft einer solchen Entscheidung über 
eine negative Feststellungsklage ergibt sich erst aus der 
Bedeutung und Tragweite der abweisenden Entscheidung, die 
im Einzelfall verschieden sein kann und aus der Urteilsfor­
mel im Zusammenhang mit der Begründung zu entnehmen ist (RGZ 90, 
29* j 292$ 126, 18; EG in JW 1937, 158 $ Anmerkung dazu von Sie-*- 
gert in JY/ 1937- 159)«

Die Beklagte hat nun die negative Feststellungsklage 
in der ganz allgemeinen Form erhoben, daß dem Kläger über die 
im Prozeß geltend gemachte Forderung von 1 156,80 DK hinaus 
Ansprüche gegen die Beklagte far Vergangenheit und Zukunft 
nicht zustünden« Darin kann liegen, daß weitere Ansprüche 
über die Kosten der Reinigung der Glasscheiben hinaus, etwa 
wegen verminderten Ertrags nicht bestünden oder daß die Ko­
sten fiir die Reinigung in drei Jahren nicht höher als 1 156,80 
Dü seien, während sich der Kläger in seinem Hauptantrag eines 
Schadens für Reinigung in dieser Höhe allein für das Jahr 
1951 berühmt hstte, oder daß die Beklagte sich dagegen ver­
wahrt 5 daß der Kläger auch für die Zeit nach 1953 Ansprüche 
für dann vorzunehmende Reinigungen erheben kann«

Soweit es sich nun um Ansprüche handelt, die der Kläger 
noch gar nicht ziffernmäßig geltend gemacht hat, wie die wei­
teren Immissionsschaden über die Kosten der Reinigung hinaus 
und Ansprüche für eine spätere Zeit als 1953, müßte die Be­
klagte da&tun, daß Ansprüche des Klägers überhaupt nicht be­
stehen«, Das hat sie nicht getan, im Gegenteil, nachdem fest- 
3teht, daß von dem Grundstück der Beklagten unzulässige Im-



missionen ausgegangen sind, ist es durchaus möglich, daß 
noch!' weitere Schäden in der Vergangenheit entstanden sind 
und in Zukunft entstehen können» Dieser Feststellungsantrag 
mußte aus diesem Gründe abgewiesen werden; eine beschränkte 
Feststellung kam nicht in Betrachte Die Abweisung einer sol­
chen Feststellungsklage kann auch nicht die Wirkung haben- 
daß irgendwelche Ansprüche des Klägers damit als posotiv •• 
rechtskräftig festgestellt wären«,

Andere ist es bei dem Anspruch auf Ersatz der Kosten 
für die Fensterreinigung» Der Kläger hat sich hier berühmt, 
für jedes Jahr von 1951 bis 1953 einen Schaden von 1 156,80 
DM geltend machen zu können- wenn er auch nach der Auslegung 
des Berufungsgerichts zum Zweck der Beschleunigung des Pro­
zesses damit einverstanden war, daß ihm für jedes Jahr nur 
ein Teilbetrag von 385;60 M  zugesprochen werde» Der Kläger 
ist durch eine solche Entscheidung über die Klage auch nicht 
gehindert- nachträglich eine Erhöhung dieses Anspruchs gel­
tend zu machenc Wenn gegenüber diesem Anspruch die Beklag­
te eine negative Feststellungsklage erhebt, so ist darin in 
der Tat ein Antrag auf hilfsweise Feststellung eines gerin­
geren Schadensersatzanspruchs enthalten, als dessen sich 
der Kläger berühmt hatte» Das Berufungsgericht mußte daher 
prüfen, ob die erbetene negative Feststellung nicht wenig­
stens teilweise begründet ist» Es konnte den Antrag nicht 
in vollem Umfange abweisen, solange es selbst die Möglich­
keit offenläßt, daß die Ansprüche des Klägers zwar höher 
als der ihm sugesprochene Betrag, aber geringer als die An­
sprüche sind- deren sich der Kläger’berühmt hat» Das Beru­
fungsgericht konnte sich daher der Aufgabe nicht entziehen, 
festzustellei.. wie hoch die Kosten der sechsmaligen Reinigung 
der Fenster in den Jahren 1951 bis 1953 gewesen sind» Erst 
dann konnte oas Berufungsgericht eine Entscheidung über die 
negative Festsle11ungsklage der Beklagten treffen«
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Die Sache war daher insoweit unter Aufhebung des Be­
rufungsurteils zurückzuverweisen; im übrigen ist die Revi­
sion unbegründete

Bie Entscheidung über die Kosten des Revisionsverfah­
rens war unter diesen Umständen dem Berufungsgericht zu über­
tragen *

Drc Tasche Schuster 3>r* Oeohßler
Br* Piepenbrock Br, Preitag
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